
 

Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat der 
BSK 1818 AG 

 
 
 
Stand: 15. Juli 2025 
 
 

§ 1  

Allgemeines 
 

(1) Der Aufsichtsrat ist verpflichtet, unter Einhaltung der bestehenden Gesetze, der 

Satzung und dieser Geschäftsordnung in Zusammenarbeit mit dem Vorstand zum 

Wohle und im Interesse der Gesellschaft und der aufsichtsrechtlichen Gruppe zu 

arbeiten.  

 

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben die gleichen Rechte und Pflichten, sofern das 

Gesetz, die Satzung oder diese Geschäftsordnung nichts anderes bestimmen. 

 
(3) Die Mitglieder des Aufsichtsrats müssen zuverlässig sein, die erforderliche Sachkunde 

zur Wahrnehmung der Kontrollfunktion sowie zur Beurteilung und Überwachung der 

Geschäfte der Gesellschaft und der aufsichtsrechtlichen Gruppe besitzen und der 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben ausreichend Zeit widmen.  

(4) Der Aufsichtsrat ist so zusammenzusetzen, dass seine Mitglieder in ihrer Gesamtheit 

die Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen haben, die zur Wahrnehmung der 

Kontrollfunktion sowie zur Beurteilung und Überwachung der Geschäftsleitung der 

Gesellschaft und der aufsichtsrechtlichen Gruppe notwendig sind. Die Vorschriften der 

Mitbestimmungsgesetze über die Wahl und Abberufung der Arbeitnehmervertreter im 

Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan bleiben unberührt. 

 

§ 2  

Vorsitzender und Stellvertreter 
 

Im Anschluss an eine Hauptversammlung, in der alle von der Hauptversammlung zu 

wählenden Aufsichtsratsmitglieder neu gewählt worden sind, findet eine 

Aufsichtsratssitzung statt, zu der es einer besonderen Einladung nicht bedarf. In dieser 

Sitzung wählt der Aufsichtsrat aus seiner Mitte gemäß § 27 Abs. 1 und 2 MitbestG für 

die Dauer seiner Amtszeit einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Bei der 

Wahlhandlung führt das dem Lebensjahr nach älteste Mitglied des Aufsichtsrats den 

Vorsitz; dieses bestimmt auch Art und Form der Abstimmung. § 108 AktG gilt 

entsprechend. 
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(1) Scheiden der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vorzeitig aus ihrem Amt aus, so hat 

der Aufsichtsrat eine Ersatzwahl für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen 

vorzunehmen. Für die Ersatzwahl gilt § 27 MitbestG. 
 

(2) Der Stellvertreter tritt in allen Fällen an die Stelle des Vorsitzenden, in denen dieser 

verhindert ist, soweit sich nicht aus der Satzung oder aus dieser Geschäftsordnung 

etwas Abweichendes ergibt. Er hat in allen Fällen, in denen er in Stellvertretung des 

Vorsitzenden handelt, die gleichen Rechte wie der Aufsichtsratsvorsitzende, jedoch mit 

Ausnahme der dem Aufsichtsratsvorsitzenden nach dem MitbestG zustehenden 

zweiten Stimme. 

 

(3) Der Vorsitzende kann unmittelbar bei den Leitern der Bereiche Interne Revision und 

Compliance Auskünfte einholen. Der Vorstand muss hierüber unterrichtet werden. 

 

 

§ 3  

Einberufung 
 

(1) Der Aufsichtsrat soll mindestens einmal im Kalendervierteljahr, er muss zweimal im 

Kalenderhalbjahr zusammentreten. 

(2) Der Aufsichtsrat wird von dem Vorsitzenden, seinem Stellvertreter oder - im Auftrag 

eines von ihnen - vom Vorstand einberufen. Die Einberufung kann schriftlich, per E-

Mail, die der Textform des § 126b BGB genügt, mündlich oder telefonisch oder in einer 

Kombination dieser Kommunikationswege erfolgen. Der Vorsitzende bestimmt 

Tagungsort, Tagungszeit und Tagesordnung. Die Einladung soll zusammen mit der 

Tagesordnung und sämtlichen Sitzungsunterlagen 14 Tage vor der Sitzung an die 

Mitglieder des Aufsichtsrats übersandt werden. Der Vorsitzende kann die 

Einladungsfrist in dringenden Fällen abkürzen. Die Einladung gibt die einzelnen Punkte 

der Tagesordnung vollständig an. Der Aufsichtsrat kann nur über die Gegenstände der 

Tagesordnung beschließen. Beschlüsse zu dem Tagesordnungspunkt 

„Verschiedenes“ oder „Sonstiges“ werden nicht gefasst. Beschlussanträge zu 

Gegenständen der Tagesordnung sollen so rechtzeitig vor der Sitzung mitgeteilt 

werden, dass eine schriftliche Stimmabgabe durch abwesende Mitglieder möglich ist. 

(3) Ist ein Tagesordnungspunkt nicht ordnungsgemäß angekündigt worden, oder ist eine 

Beschlussvorlage später als 7 Tage vor der Sitzung übersandt worden, darf hierüber 

nur beschlossen werden, wenn vor der Beschlussfassung kein Aufsichtsratsmitglied 

widerspricht. Abwesenden Aufsichtsratsmitgliedern ist in einem solchen Fall 

Gelegenheit zu geben, binnen einer vom Vorsitzenden zu bestimmenden, 

angemessenen Frist der Beschlussfassung zu widersprechen oder ihre Stimme 

schriftlich abzugeben. Der Beschluss wird erst wirksam, wenn die abwesenden 

Aufsichtsratsmitglieder innerhalb der bestimmten Frist nicht widersprochen haben. 
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(4) Eine Sitzung ist auch einzuberufen, wenn dies von einem Mitglied des Aufsichtsrats 

oder dem Vorstand der Gesellschaft unter Angabe des Zwecks und der Gründe 

beantragt wird. Der Antrag ist an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu richten. Die 

Sitzung ist unter Einhaltung der in Abs. 2 bestimmten Frist einzuberufen. Wird dem 

Verlangen nicht entsprochen, so können die Antragsteller unter Mitteilung des 

Sachverhalts und der Angabe einer Tagesordnung selbst den Aufsichtsrat einberufen. 

(5) Bei der Berechnung der vorstehend angegebenen Fristen werden der Tag der 

Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung jeweils nicht mitgerechnet. 

 
 

§ 4  

Sitzungen und Beschlussfassungen 
 

(1) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Der 

Aufsichtsrat kann seine Beschlüsse jedoch auch schriftlich, durch E-Mail, die der 

Textform des § 126b BGB genügt, per Videokonferenz, mündlich oder telefonisch oder 

in einer Kombination dieser Kommunikationswege fassen, falls kein Mitglied des 

Aufsichtsrats diesem Verfahren innerhalb einer vom Vorsitzenden oder seinem 

Stellvertreter festzusetzenden Frist widerspricht. Für die Abgabe von Stimmen im 

Rahmen eines schriftlich, durch E-Mail oder telefonisch gefassten Beschlusses gilt 

§ 108 Abs. 3 AktG entsprechend. 
 

(2) Sitzungen werden vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats geleitet. Der Vorsitzende 

bestimmt die Reihenfolge, in der die Punkte der Tagesordnung behandelt werden 

sowie die Art und Form der Abstimmung. Abstimmungen erfolgen im Wege der offenen 

Stimmabgabe, es sei denn, der Vorsitzende des Aufsichtsrats ordnet die geheime 

Abstimmung an. Wenn ein Mitglied des Aufsichtsrats eine geheime Abstimmung 

verlangt, muss die Abstimmung entsprechend erfolgen. 
 

(3) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder des Aufsichtsrats unter der 

dem Aufsichtsratsvorsitzenden oder seinem Stellvertreter zuletzt bekannt gegebenen 

Anschrift ordnungsgemäß gemäß § 3 dieser Geschäftsordnung geladen sind und 

mindestens die Hälfte der nach Gesetz oder Satzung vorgeschriebenen Mitgliederzahl 

an der Beschlussfassung teilnimmt. Ein Mitglied nimmt auch dann an der 

Beschlussfassung teil, wenn es sich der Stimme enthält oder entsprechend 

nachfolgendem Absatz 4 eine schriftliche Stimmabgabe überreichen lässt. 
 

(4) Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können dadurch an der Beschlussfassung des 

Aufsichtsrats teilnehmen, dass sie gemäß § 108 Abs. 3 AktG schriftliche 

Stimmabgaben überreichen lassen. 
 

(5) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden, soweit keine abweichende gesetzliche 

Bestimmung besteht, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Eine 

Stimmenthaltung gilt nicht als abgegebene Stimme und wird daher nicht mitgezählt.  
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(6) Ergibt eine Abstimmung im Aufsichtsrat Stimmengleichheit, so muss der Aufsichtsrat 

auf Verlangen eines seiner anwesenden Mitglieder unmittelbar im Anschluss an die 

erste Abstimmung eine erneute Abstimmung über denselben Gegenstand durchführen. 

Ergibt sich auch bei dieser Abstimmung Stimmengleichheit, so zählt die Stimme des 

Vorsitzenden doppelt. Das gleiche gilt, wenn der Aufsichtsratsvorsitzende gemäß 

§ 108 Abs. 3 AktG schriftliche Stimmabgaben überreichen lässt. Dem Stellvertreter 

steht die zweite Stimme nicht zu. 

 
 

§ 5  

Willenserklärungen 
 

Willenserklärungen namens des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse gibt der jeweilige 

Vorsitzende oder im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter ab. Sonstige 

Urkunden und Bekanntmachungen sind vom Aufsichtsratsvorsitzenden zu 

unterzeichnen. 
 

 

§ 6  

Niederschrift 
 

(1) Über jede Sitzung des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom 

Aufsichtsratsvorsitzenden zu unterzeichnen ist. Der Aufsichtsratsvorsitzende bestellt 

den Protokollführer und ist verantwortlich für den Inhalt der Niederschrift. In der 

Niederschrift sind der Ort und der Tag der Sitzung, die Teilnehmer, die Gegenstände 

der Tagesordnung, der wesentliche Inhalt der Verhandlung und die Beschlüsse des 

Aufsichtsrats festzuhalten. 

 

(2) Die Urschrift ist zu den Akten der Gesellschaft zu nehmen. Eine Kopie ist allen 

Mitgliedern des Aufsichtsrats zur Kenntnis zu bringen. 

 

(3) Die Niederschrift ist in der Regel in der nächsten ordentlichen Sitzung des Aufsichtsrats 

durch Beschluss zu genehmigen. 

 

(4) Auf Beschlüsse des Aufsichtsrats außerhalb einer Sitzung sind die vorstehenden 

Absätze entsprechend anzuwenden. 
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§ 7  

Verschwiegenheitspflicht und Verantwortlichkeit 

der Aufsichtsratsmitglieder 
 

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats sind an Aufträge und Weisungen nicht gebunden und 

dürfen solche nicht annehmen. 
 

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben - auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt -

über vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft und Unternehmen der 

aufsichtsrechtlichen Gruppe, namentlich Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, die 

ihnen durch ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren. 

Dem Gebot der Schweigepflicht unterliegen insbesondere die Stimmabgabe, der 

Verlauf der Debatte, die Stellungnahmen sowie sonstige persönliche Äußerungen der 

einzelnen Aufsichtsratsmitglieder. Die Mitglieder des Aufsichtsrats tragen Sorge, dass 

die von ihnen zur Unterstützung einbezogenen Mitarbeiter die 

Verschwiegenheitspflicht in gleicher Weise einhalten. 

 

(3) Beabsichtigt ein Mitglied des Aufsichtsrats, Angaben zu Gegenständen weiterzugeben, 

die es nicht für vertraulich hält, von denen es aber weiß oder den Umständen nach 

annehmen muss, dass sie von der Gesellschaft, ihr verbundenen Unternehmen, den 

Unternehmen der aufsichtsrechtlichen Gruppe oder Beteiligungsgesellschaften als 

vertraulich angesehen werden könnten, so ist es verpflichtet, zuvor den 

Aufsichtsratsvorsitzenden1, im Falle seiner Verhinderung seinen Stellvertreter, über 

seine Absichten zu unterrichten und, wenn dieser eine Stellungnahme des 

Aufsichtsrats für erforderlich hält, diese abzuwarten. Bis zu diesen Stellungnahmen hat 

das betreffende Aufsichtsratsmitglied über die ihm durch seine Tätigkeit als 

Aufsichtsratsmitglied bekannt gewordenen Tatsachen Stillschweigen zu bewahren.  
 

(4) Bei Beendigung des Amtes kann die Gesellschaft verlangen, dass das ausscheidende 

Aufsichtsratsmitglied die in seinem Besitz befindlichen Schriftstücke, Sitzungs-

protokolle etc., die sich auf Angelegenheiten der Gesellschaft und die 

aufsichtsrechtliche Gruppe beziehen, unverzüglich an die Gesellschaft zu Händen des 

Vorsitzenden des Aufsichtsrats zurückgibt und elektronische Daten vernichtet. Ein 

Zurückbehaltungsrecht an solchen Unterlagen steht den Mitgliedern des Aufsichtsrats 

nicht zu.  

 

(5) Aufsichtsratsmitglieder, die ihre Pflicht verletzen, sind der Gesellschaft zum Ersatz des 

daraus entstehenden Schadens als Gesamtschuldner verpflichtet. 
 
 

 
1 Sofern der Aufsichtsratsvorsitzende hierzu keine Entscheidung treffen kann, da es sich um Informationen 

betreffend eines Schwesterunternehmens oder einer Muttergesellschaft handelt, ist eine Freigabe durch die 
Gesellschaft einzuholen. 
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§ 8  

Ausschüsse 
 

(1) Der Aufsichtsrat wählt unmittelbar nach der Wahl des Aufsichtsratsvorsitzenden und 

seines Stellvertreters zur Wahrnehmung der in § 31 Abs. 3 MitbestG genannten 

Aufgaben den in § 27 Abs. 3 MitbestG bezeichneten Ausschuss. Diesem Ausschuss 

gehören der Aufsichtsratsvorsitzende, sein Stellvertreter gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 

sowie je ein von den Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer und von den 

Aufsichtsratsmitgliedern der Anteilseigner mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

zu wählendes Mitglied an. 

 

(2) Der Aufsichtsrat kann zusätzlich zu dem in § 27 Abs. 3 MitbestG bezeichneten 

Ausschuss weitere Ausschüsse aus seiner Mitte bilden, die mindestens drei Mitglieder 

haben sollen. Die Bildung von Ausschüssen erfolgt grundsätzlich für die Dauer der 

Amtszeit des Aufsichtsrats. Aufgaben, Befugnisse und Verfahren der Ausschüsse 

bestimmt der Aufsichtsrat durch Beschluss. Den Ausschüssen können, soweit 

gesetzlich zulässig, auch entscheidende Befugnisse des Aufsichtsrats übertragen 

werden. Der Aufsichtsrat hat derzeit folgende Ausschüsse gebildet: einen Präsidial- 

und Nominierungsausschuss, einen Prüfungsausschuss, einen Vergütungs-

kontrollausschuss sowie einen Risiko- und Kreditausschuss.  
 

(3) Jeder Ausschuss soll eines seiner Mitglieder zum Vorsitzenden ernennen. Mindestens 

ein Mitglied eines jeden Ausschusses soll einem weiteren Ausschuss angehören, um 

die Zusammenarbeit und den fachlichen Austausch zwischen den einzelnen 

Ausschüssen sicherzustellen. Die Mitglieder der Ausschüsse müssen die zur Erfüllung 

der jeweiligen Ausschussaufgaben erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und 

Erfahrungen haben. 

 

(4) Ein Ausschuss ist – soweit er anstelle des Aufsichtsrats Entscheidungen trifft –

beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder, mindestens aber drei 

Ausschussmitglieder, an der Beschlussfassung teilnehmen. 
 

(5) Soweit keine abweichenden gesetzlichen Bestimmungen bestehen oder nachfolgend 

etwas anderes geregelt ist, gelten die vorstehenden Bestimmungen in 

§ 2 (Vorsitzender und Stellvertreter), § 3 (Einberufung), § 4 (Sitzungen und 

Beschlussfassungen), § 5 (Willenserklärungen), § 6 (Niederschrift), 

§ 7 (Verschwiegenheitspflicht und Verantwortlichkeit) sowie § 11 Abs. 1 (Teilnahme an 

Sitzungen des Aufsichtsrats oder der Ausschüsse) dieser Geschäftsordnung 

sinngemäß. 
 
(6) Die Ausschüsse werden über die von ihnen gefassten Beschlüsse und die tragenden 

Gründe hierfür regelmäßig dem gesamten Aufsichtsrat durch ihre jeweiligen 
Vorsitzenden berichten. Die Berichte erfolgen in geeigneter Form auf der jeweils 
folgenden Aufsichtsratssitzung. 
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§ 9 a 

Präsidial- und Nominierungsausschuss  
 

(1) Der Präsidial- und Nominierungsausschuss besteht aus mindestens sechs Mitgliedern. 

Er tritt nach Bedarf zusammen, in der Regel vor jeder Sitzung des Aufsichtsrats. 
 

(2) Dem Präsidial- und Nominierungsausschuss obliegt es, eilige und/oder besonders 

vertrauliche Angelegenheiten unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen 

entweder selbst zu entscheiden oder für die Weiterbehandlung durch den gesamten 

Aufsichtsrat vorzubereiten und Beschlussempfehlungen für die Aufsichtsratssitzungen 

zu geben. Der Aufsichtsrat ist über die getroffenen Entscheidungen umgehend zu 

unterrichten. 
 

(3) Der Präsidial- und Nominierungsausschuss bereitet die Personalentscheidungen des 

Aufsichtsrats vor. Er unterbreitet dem Gremium Beschlussvorschläge und beschließt 

anstelle des Aufsichtsrats, soweit ihm Beschlusskompetenz eingeräumt ist und soweit 

dies gesetzlich zulässig ist. Insbesondere obliegt es ihm, die Aufgaben des in 

§ 25d Abs. 11 KWG bezeichneten Nominierungsausschusses wahrzunehmen.  

 

Die Vorbereitung der Vorschläge des Aufsichtsrats für die Wahl der 

Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner durch die Hauptversammlung bleibt den 

Vertretern der Anteilseigner im Präsidial- und Nominierungsausschuss vorbehalten. 

 

Darüber hinaus erfolgt eine jährliche Überprüfung der langfristigen 

Nachfolgeplanungen für den Vorstand und den Aufsichtsrat. 

 

(4) Der Präsidial- und Nominierungsausschuss steht dem Vorstand beratend zur Seite und 

bereitet die dem Aufsichtsrat obliegenden Entscheidungen vor. Er befasst sich mit 

grundsätzlichen Fragen der Gesellschaft und der aufsichtsrechtlichen Gruppe. Er 

erörtert die vom Vorstand vorgelegte, mindestens jährlich zu überprüfende und 

gegebenenfalls anzupassende Geschäftsstrategie und Planung für die Gesellschaft, 

die aufsichtsrechtliche Gruppe und ihre Geschäftsfelder unter Annahme 

unterschiedlicher Szenarien und deren Realisierungsmöglichkeiten. Jedes 

Aufsichtsratsmitglied hat das Recht, die an den Ausschuss geleiteten Strategien 

einsehen zu können.  

 

(5) Dem Ausschuss können die Entscheidungen über zustimmungsbedürftige Geschäfte 

(§ 12 dieser Geschäftsordnung) durch Beschluss des Aufsichtsrats übertragen werden. 

 

(6) Das Nähere regelt eine Geschäftsordnung für den Präsidial- und 

Nominierungsausschuss, die vom Aufsichtsrat zu beschließen ist. 
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§ 9 b 
Prüfungsausschuss  

 

(1) Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens sechs Mitgliedern. Er tritt nach Bedarf 

zusammen, in der Regel vor jeder Sitzung des Aufsichtsrats. 
 

(2) Der Prüfungsausschuss überwacht den Rechnungslegungsprozess, die Wirksamkeit 

des Risiko- sowie des internen Steuerungs- und Kontrollsystems und die Sicherstellung 

der Funktionsfähigkeit der Internen Revision sowie die Beauftragung, die Durchführung 

und die Ergebnisse der Durchführung sowie die Beurteilung der Qualität der 

Abschlussprüfung sowie der zügigen Behebung der vom Abschlussprüfer oder der von 

der Internen Revision festgestellten mindestens wesentlichen Mängel. 

 

(3) Dem Prüfungsausschuss obliegt es, eilige und/oder besonders vertrauliche 

Angelegenheiten unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen entweder selbst zu 

entscheiden oder für die Weiterbehandlung durch den gesamten Aufsichtsrat 

vorzubereiten und Beschlussempfehlungen für die Aufsichtsratssitzungen zu geben. 

Der Aufsichtsrat ist über die getroffenen Entscheidungen umgehend zu unterrichten. 
 

(4) Dem Ausschuss können die Entscheidungen über zustimmungsbedürftige Geschäfte 

(§ 12 dieser Geschäftsordnung) durch Beschluss des Aufsichtsrats übertragen 

werden.  

 

(5) Das Nähere regelt eine Geschäftsordnung für den Prüfungsausschuss, die vom 

Aufsichtsrat zu beschließen ist. 
 

(6) Der Prüfungsausschuss arbeitet mit der internen Revision der BSK 1818 AG 

zusammen, die die Funktion der Konzernrevision für die aufsichtsrechtliche Gruppe 

nach MaRisk ausübt. 

 
 

§ 9 c 

Vergütungskontrollausschuss  
 

(1) Der Vergütungskontrollausschuss besteht aus mindestens sechs Mitgliedern. Er tritt 

nach Bedarf zusammen, mindestens einmal jährlich.  

 

(2) Dem Vergütungskontrollausschuss obliegt es, eilige und/oder besonders vertrauliche 

Angelegenheiten unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen entweder selbst zu 

entscheiden oder für die Weiterbehandlung durch den gesamten Aufsichtsrat 

vorzubereiten und Beschlussempfehlungen für die Aufsichtsratssitzungen zu geben. 

Der Aufsichtsrat ist über die getroffenen Entscheidungen umgehend zu unterrichten. 
 

(3) Der Vergütungskontrollausschuss bereitet die Vergütungsentscheidungen des 

Aufsichtsrats vor. Er unterbreitet dem Gremium Beschlussvorschläge und beschließt 
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anstelle des Aufsichtsrats, soweit ihm Beschlusskompetenz eingeräumt ist und soweit 

dies gesetzlich zulässig ist. Insbesondere obliegt es ihm die Aufgaben gemäß 

§ 25d Abs. 12 KWG wahrzunehmen.  

 

(4) Dem Ausschuss können die Entscheidungen über zustimmungsbedürftige Geschäfte 

(§ 12 dieser Geschäftsordnung) durch Beschluss des Aufsichtsrats übertragen werden. 

 

(5) Das Nähere regelt eine Geschäftsordnung für den Vergütungskontrollausschuss, die 

vom Aufsichtsrat zu beschließen ist. 

 
 

§ 10  
Risiko- und Kreditausschuss 

 

(1) Der Risiko- und Kreditausschuss besteht aus mindestens sechs Mitgliedern. Der 

Risiko- und Kreditausschuss soll unter Berücksichtigung der jeweiligen Erfordernisse 

in der Regel mindestens in vierteljährlichen Abständen tagen. 

 

(2) Der Risiko- und Kreditausschuss berät mit dem Vorstand die Grundsätze der 

Geschäftspolitik im Kreditgeschäft der Gesellschaft und der aufsichtsrechtlichen 

Gruppe unter dem Gesichtspunkt der Bonitätsrisiken und des Risikomanagements, 

insbesondere Adressenausfall-, Marktpreis-, Liquiditäts- und Operationelle Risiken. 

Ihm obliegt die Zustimmung zu Kreditengagements der Gesellschaft und ist über 

Kreditengagements der aufsichtsrechtlichen Gruppe zu informieren, soweit diese 

bestimmte Größenordnungen übersteigen sowie zu sämtlichen Organkrediten und 

Organgeschäften im Sinne der §§ 89, 115 AktG i. V. m. § 15 KWG.  

 

(3) Der Risiko- und Kreditausschuss fungiert zugleich als Risikoausschuss für 

aufsichtsrechtliche Gruppe. Er berät den Aufsichtsrat zur aktuellen und zur künftigen 

Gesamtrisikobereitschaft und -strategie der Gesellschaft und aufsichtsrechtlichen 

Gruppe und unterstützt sie bei der Überwachung der Umsetzung dieser Strategie durch 

die obere Leitungsebene. Der Risiko- und Kreditausschuss wacht in dieser Funktion 

darüber, dass die Konditionen im Kundengeschäft mit dem Geschäftsmodell und der 

Risikostruktur der Gesellschaft und der aufsichtsrechtlichen Gruppe im Einklang 

stehen. Der Risiko- und Kreditausschuss prüft in dieser Funktion, ob die durch das 

Vergütungssystem gesetzten Anreize die Risiko-, Kapital- und Liquiditätsstruktur der 

Gesellschaft und aufsichtsrechtlichen Gruppe sowie die Wahrscheinlichkeit und 

Fälligkeit von Einnahmen berücksichtigen. Die Aufgaben des 

Vergütungskontrollausschusses bleiben unberührt. In dem Zusammenhang wird der 

Risiko- und Kreditausschuss über die Risikostrategie und über die Risikosituation 

entsprechend den gesetzlichen Vorgaben schriftlich in angemessener Weise 

informiert. 
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(4) Jedes Aufsichtsratsmitglied hat das Recht, die an den Ausschuss geleiteten Strategien 

und Berichterstattungen einsehen zu können. 
 

(5) Das Nähere regelt eine Geschäftsordnung für den Risiko- und Kreditausschuss, die 

vom Aufsichtsrat zu beschließen ist. 

 
 

§ 11  
Teilnahme an Sitzungen des Aufsichtsrats oder der Ausschüsse 

 

(1) An den Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse nehmen die Mitglieder des 

Vorstands teil, sofern der Aufsichtsratsvorsitzende bzw. der Ausschussvorsitzende im 

Einzelfall keine abweichende Anordnung trifft. An den Sitzungen, in denen der 

Abschlussprüfer als Sachverständiger teilnimmt, nimmt der Vorstand nicht teil, es sei 

denn, der Aufsichtsrat oder der Ausschuss erachtet seine Teilnahme für erforderlich.  

 

(2) Der Aufsichtsratsvorsitzende kann im Einzelfall weitere Personen zu Sitzungen des 

Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse zulassen, insbesondere gilt das für einen gemäß 

§ 6 Abs. 1 dieser Geschäftsordnung vom Aufsichtsratsvorsitzenden zu bestellenden 

Protokollführer, wenn dieser nicht dem Aufsichtsrat angehört. Daneben nimmt ein 

Vertreter der Internen Revision regelmäßig an den Sitzungen des Aufsichtsrats zur 

Berichterstattung des Abschlussprüfers über die Ergebnisse der Abschlussprüfung, 

teil. Gegen die Entscheidung des Aufsichtsratsvorsitzenden über die Zulassung von 

Sitzungsteilnehmern steht jedem Mitglied des Aufsichtsrats das Recht auf 

Beschlussfassung des Aufsichtsrats über die Zulassung zu. 
 

(3) Sofern nach diesen Bestimmungen Dritte an Aufsichtsratssitzungen oder Sitzungen 

seiner Ausschüsse teilnehmen, die nicht von Berufs wegen zur Verschwiegenheit 

verpflichtet sind, ist eine gesonderte Verschwiegenheitserklärung nach Maßgabe des 

§ 7 dieser Geschäftsordnung durch den Aufsichtsratsvorsitzenden einzuholen. 

 
 

§ 12  

Zustimmungsbedürftige Geschäfte 
 

(1) Für Geschäfte von grundlegender Bedeutung legt der Aufsichtsrat 

Zustimmungsvorbehalte zugunsten des Aufsichtsrats fest. Hierzu gehören 

Entscheidungen oder Maßnahmen, die die Vermögens-, Finanz- oder Ertragslage der 

Gesellschaft grundlegend verändern. 

 

(2) Die nachfolgenden Geschäfte und Maßnahmen kann der Vorstand nur mit vorheriger 

Zustimmung des Aufsichtsrats vornehmen: 
 

a. Bestellung und Abberufung von Generalbevollmächtigten, 
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b. Abberufung der Leiter der Bereiche Risikocontrolling, Revision und Compliance,  

 

c. Errichtung und Aufhebung von Zweigniederlassungen, 

 

d. Übernahme von mehr als 25 % der Anteile eines anderen Unternehmens sowie 

der Erhöhung, der ganzen oder teilweisen Veräußerung einer solchen Beteiligung 

sowie Transaktionen, die dem gleichkommen, sofern der Aufsichtsrat diese 

Zustimmungskompetenz nicht an den Risiko- und Kreditausschuss delegiert hat, 

 

e. Kreditgewährungen einschließlich der Übernahme von Beteiligungen an anderen 

Unternehmen, soweit sie der Zustimmung des Aufsichtsorgans eines 

Kreditinstituts nach dem Gesetz über das Kreditwesen bedürfen, sofern der 

Aufsichtsrat diese Zustimmungskompetenz nicht an den Risiko- und 

Kreditausschuss delegiert hat,  

 

f. Erwerb und Veräußerung von Grundstücken, soweit der Erwerbs- bzw. 

Verkaufspreis 0,5 % der anrechenbaren Eigenmittel der Gesellschaft übersteigt  

- es sei denn, es handelt sich um Grundstücksgeschäfte im Zusammenhang mit 

der Verwertung von Kreditsicherheiten -, 

 

g. Abschluss von Rechtsgeschäften, die über den gewöhnlichen Betrieb des 

Handelsgewerbes der Gesellschaft hinausgehen, sofern deren Geschäftswert 

0,5 % der anrechenbaren Eigenmittel der Gesellschaft übersteigt; ausgenommen 

hiervon sind Beteiligungen; dafür gelten die Zustimmungspflichten des Risiko- und 

Kreditausschusses bzw. Aufsichtsrats, 

 

h. Festlegung der wesentlichen Elemente des Risikomanagementsystems der 

Gesellschaft und der aufsichtsrechtlichen Gruppe zur Definition und Sicherstellung 

der Risikotragfähigkeit und zur Erfüllung weiterer wirtschaftlicher oder 

regulatorischer Anforderungen, 

 

i. Festlegung der Systeme der Gesellschaft und der aufsichtsrechtlichen Gruppe zur 

Eigenkapitalzuweisung im Rahmen des Risikomanagementsystems unter 

Beachtung der entsprechenden Limite, 

 

j. Festlegung der Verfahren der Gesellschaft zur Begrenzung von Klumpenrisiken. 

 

(3) Geschäfte und Maßnahmen, die der Zustimmung des Aufsichtsrats nach § 12 Abs. 2 e. 

bedürfen, kann der Vorstand der BSK 1818 AG nur mit vorheriger Zustimmung von 

Vorstand und Aufsichtsrat der BSK 1818 Holding AG vornehmen.  



 

Seite 12 
Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat der BSK 1818 AG 

(4) Die nachfolgenden Geschäfte und Maßnahmen kann die Geschäftsleitung eines 

Tochterunternehmens der BSK 1818 AG nur mit vorheriger Zustimmung von Vorstand 

und Aufsichtsrat der BSK 1818 AG vornehmen:  

Übernahme durch das Tochterunternehmen von mehr als 25 % der Anteile eines 

anderen Unternehmens sowie der Erhöhung, der ganzen oder teilweisen Veräußerung 

einer solchen Beteiligung sowie Transaktionen, die dem gleichkommen. 

(5) Bei zustimmungsbedürftigen Geschäften, bei denen ohne Gefährdung wichtiger 

Belange der Gesellschaft ein Aufsichtsratsbeschluss nicht rechtzeitig herbeigeführt 

werden kann, ist der Aufsichtsratsvorsitzende vorab über die geplante Maßnahme zu 

unterrichten und die nachträgliche Genehmigung des Aufsichtsrats unverzüglich 

einzuholen. 

 

(6) Außerdem bedürfen alle wesentlichen Geschäfte zwischen der Gesellschaft einerseits 

und den Vorstandsmitgliedern sowie ihnen nahestehenden Personen oder ihnen 

persönlich nahestehenden Unternehmungen andererseits der Zustimmung des 

Aufsichtsrats. 
 

(7) Der Aufsichtsrat kann auch andere Geschäfte bestimmen, die seiner Zustimmung 

bedürfen. 

 

(8) Der Aufsichtsrat nimmt den Geschäftsverteilungsplan des Vorstands zur Kenntnis. 

 
 

§ 13  
Informationspflichten 

 

(1) Der Aufsichtsrat achtet insbesondere darauf, dass der Vorstand seine in § 90 AktG 

genannten Berichtspflichten erfüllt. 
 

(2) Die Berichterstattung obliegt dem Vorsitzenden des Vorstands. Alle Mitglieder des 

Vorstands haben den Vorstandsvorsitzenden in dieser Aufgabe zu unterstützen. Der 

Vorstand hat dem Aufsichtsrat grundsätzlich monatlich einen schriftlichen Bericht über 

die in § 90 AktG genannten Berichtsgegenstände der Gesellschaft vorzulegen. Das 

Schrifterfordernis entfällt, wenn im Einzelfall wegen der Dringlichkeit mündliche 

Berichterstattung genügt oder geboten ist. 
 

(3) Im Rahmen der Berichterstattung nach Abs. 1 ist der Aufsichtsrat in seinen Sitzungen 

regelmäßig über die beabsichtigte Geschäftspolitik und andere grundsätzliche Fragen 

der Gesellschaft und der aufsichtsrechtlichen Gruppe (insbesondere über die 

Geschäfts- und Risikoentwicklung sowie über den Erwerb und die Veräußerung von 

Beteiligungen und Personalplanung) zu unterrichten, wobei auf Abweichungen der 

tatsächlichen Entwicklung von früher berichteten Zielen unter Angabe von Gründen 

einzugehen ist. Über alle Angelegenheiten von wesentlicher 
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Bedeutung - insbesondere auch über auftretende Mängel im vom Vorstand gemäß 

§ 91 Abs. 2 AktG einzurichtenden Überwachungssystem - hat der Vorsitzende des 

Vorstands dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats und dem Aufsichtsrat unverzüglich 

schriftlich oder mündlich zu berichten. 

 

(4) Der Vorstand hat die Geschäftsstrategie des Unternehmens und der 

aufsichtsrechtlichen Gruppe einschließlich der IT-Strategie dem Präsidial- und 

Nominierungsausschuss und die Risikostrategie dem Risiko- und Kreditausschuss 

- auf die der Aufsichtsrat die Aufgaben übertragen hat - zur Kenntnis zu geben und mit 

diesen zu erörtern. Zur sachgerechten Wahrnehmung seiner Überwachungsfunktion 

wird der Aufsichtsrat durch seine Ausschüsse in die internen Leitungs-, Steuerungs- 

und Kontrollprozesse angemessen eingebunden. Der Vorstand erstellt einmal im 

Quartal ein Risiko-Reporting. 

 

Die Interne Revision berichtet vierteljährlich an den Aufsichtsrat gemäß 

§ 25c Abs. 4b Nr. 3g KWG. Der Vorstand informiert den Aufsichtsrat einmal jährlich in 

dem Umfang wie in BT 2.4 Tz. 4 MaRisk dargestellt. Diese Information erfolgt mittels 

Jahresbericht der Internen Revision der BSK 1818 AG zum Unternehmen sowie der 

aufsichtsrechtlichen Gruppe.  
 

(5) Der Aufsichtsrat wird vom Vorstand regelmäßig, mindestens aber einmal jährlich, über 

die Vergabe von Spenden, die einen Betrag von EUR 50.000 im Einzelfall 

überschreiten, sowie über Sponsoringmaßnahmen, die einen Betrag von EUR 250.000 

überschreiten, unterrichtet. 

 

(6) Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat außerdem jeweils in der im vierten Quartal eines 

Geschäftsjahres stattfindenden Sitzung eine Planung für das kommende Geschäftsjahr 

einschließlich von Planbilanzen und Plangewinn- und Planverlustrechnungen für die 

Gesellschaft und die aufsichtsrechtliche Gruppe unter Einschluss einer 

Risikobewertung der Vermögensgegenstände der Bank und des Standes von 

Wertberichtigungen und Rückstellungen vorzulegen. Ebenso ist in dieser Sitzung eine 

Mittelfristplanung für die fünf folgenden Geschäftsjahre vorzulegen. Beide Planungen 

können auch zusammen vorgelegt werden. 

 

(7) Der Vorstand informiert den Aufsichtsrat und den Risiko- und Kreditausschuss auf der 

Grundlage des Risikomanagementsystems des Unternehmens und der 

aufsichtsrechtlichen Gruppe 

- über die Risikostrategie des Unternehmens und der aufsichtsrechtlichen Gruppe, 

- über die Gesamtrisikobereitschaft und die aktuelle Risikolage des Unternehmens 

und der aufsichtsrechtlichen Gruppe, 

- über die Auslastung der Limite des ökonomischen und regulatorischen 

Eigenkapitals der Gesellschaft und der aufsichtsrechtlichen Gruppe und 
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- in Form einer Übersicht und als Teil des Kreditrisikoreportings über 

eingegangene Einzelengagements der aufsichtsrechtlichen Gruppe, die jeweils 

die Kompetenz des Vorstands dieser Gesellschaften überschreiten oder nicht im 

Einklang mit der Kreditrisikostrategie stehen. 
 

§ 14  

Zusammenarbeit mit dem Abschlussprüfer 
 

(1) Der Aufsichtsrat erteilt dem Abschlussprüfer den Prüfungsauftrag für den 

Jahresabschluss gemäß § 290 HGB unverzüglich nach der Wahl des Abschlussprüfers 

durch die Hauptversammlung. Über die Auftragserteilung ist ein Beschluss des 

Gesamtaufsichtsrats herbeizuführen. Der Aufsichtsrat ermächtigt den Vorsitzenden 

des Aufsichtsrats, in Vollzug dieses Beschlusses den Vertrag mit dem Abschlussprüfer 

abzuschließen. 
 

(2) Zur Sicherung der Unabhängigkeit der Abschlussprüfer wird der Aufsichtsrat bei der 

Prüfungserteilung insbesondere darauf achten, 
 

- dass der beauftragte Abschlussprüfer in den letzten drei Jahren jeweils nicht mehr 

als 15 % seiner Gesamtumsätze mit der Prüfung und Beratung des Unternehmens 

erwirtschaftet hat, 
 

- dass der beauftragte Abschlussprüfer seit dem Beginn des Prüfungszeitraums 

sowie im Geschäftsjahr davor keine verbotenen Nichtprüfungsleistungen im Sinne 

von Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 des Europäischen Parlamentes 

und des Rates vom 16.04.2014 erbracht hat, 
 

- dass die Gesamthonorare des beauftragten Abschlussprüfers für erlaubte 

Nichtprüfungsleistungen 70 % des Durchschnitts der gezahlten Honorare in den 

vergangenen drei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren nicht übersteigen, 
 

- dass der beauftragte Abschlussprüfer gegenüber dem Prüfungsausschuss jährlich 

schriftlich seine Unabhängigkeit vom geprüften Unternehmen erklärt, 
 

- dass der Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers Artikel 28 der Richtlinie 

2006/43/EG vom 17.05.2006 sowie Artikel 10 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 

des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 16.04.2014 entspricht, 
 

- dass das Prüfungsmandat des Abschlussprüfers die Höchstlaufzeit von 10 Jahren 

nicht überschreitet, 
 

- dass bei dem Abschlussprüfer keine Interessenkonflikte bestehen. 
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(3) Die Vorlagen gemäß § 170 Abs. 1 und Abs. 2 AktG und Prüfungsberichte nach 

§ 321 Abs. 5 HGB sind jedem Aufsichtsratsmitglied rechtzeitig vor den jeweiligen 

Aufsichtsratssitzungen zu übermitteln.  
 

(4) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag für die 

Verwendung des Bilanzgewinns zu prüfen. Der Aufsichtsrat hat über das Ergebnis der 

Prüfung schriftlich an die Hauptversammlung zu berichten. Der Inhalt dieser 

Berichtspflicht bestimmt sich nach § 171 Abs. 2 AktG. 
 

(5) Der Abschlussprüfer hat an den Verhandlungen des Prüfungsausschusses und auch 

an den Verhandlungen des Aufsichtsrats über die in § 171 Abs. 1 AktG genannten 

Vorlagen teilzunehmen und über die wesentlichen Ergebnisse seiner Prüfung zu 

berichten. 

 
 

§ 15  

Innere Organisation  
 

(1) Der Aufsichtsrat unterzieht seine Tätigkeit regelmäßig einer systematischen 

Überprüfung, um kontinuierlich Verbesserungsmöglichkeiten zu prüfen. 
 
(2) Der Aufsichtsrat verfügt über Richtlinien zur inneren Organisation, wie z. B. eine 

Interessenskonfliktrichtlinie und Nachfolgerichtlinie. Der Aufsichtsrat kann sich weitere 
Richtlinien geben.  

 

 

 

 

 
 
 

Diese Fassung der Geschäftsordnung tritt an die Stelle der Fassung vom 07. April 2025 und wurde in der Sitzung 
des Aufsichtsrats der BSK 1818 AG am 25. Juni 2025 beraten und verabschiedet. Sie tritt zum 15. Juli 2025 in 
Kraft.  
 

 


